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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmannr Damm, Ernesti, 
Dr. Klepsdi und Genossen 


betr. Fahrkosten in der Bundeswehr 


Im Bereich der Bundeswehr werden derzeit Fahrkosten für 
arbeitstägliche Fahrten zwischen Wohn- und Dienstort erstattet, 
im Rahmen der Trennungsgeldverordnung, der im Bund gelten- 
den Fahrkostenzuschußregelung und der Sonderregelung des 
Jahres 1959 für bis zum 31. Dezember 1966 eingestellte Arbeit- 
nehmer. Diese Regelungen haben zu keiner Zeit den Erforder- 
nissen der Bundeswehr entsprochen: 

Sie berücksichtigen nicht die Besonderheiten, die durch abgele- 
gene Standorte und die hohe Versetzungshäufigkeit im Bereich 
der Bundeswehr entstehen. Hinzu kommt noch, daß die Besitz- 
standgarantie für die zwischen 1959 und 1966 eingestellten 
Arbeitnehmer zu einer ungleichen Behandlung und Benachteili- 
gung der später eingestellten Arbeitnehmer führt. 

In der freien Wirtschaft sind Fahrkostenerstattung und Verpfle- 
gungszuschuß zu Lasten des Arbeitgebers die Regel. Durch die 
ungleich großzügigere Behandlung in der freien Wirtschaft 
werden in erheblichem Maße Arbeitnehmer zur Abwanderung 
bewogen. Da neue Arbeitskräfte nicht oder nur schwer gewon- 
nen werden können, wird dadurch die Einsatzbereitschaft der 
betroffenen Einheiten beeinträchtigt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Rechnet die Bundesregierung bei der derzeitigen Konjunk- 
turlage noch mit einer weiter verstärkten Abwanderung 
von Arbeitnehmern aus der Bundeswehr? 

2. Welche kurzfristigen Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um eine weitere Schwächung der Einsatz- 
bereitschaft der Bundeswehr durch die Abwanderung von 
Arbeitnehmern zu verhindern? 
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3. In welcher Weise wird die Bundesregierung für die Arbeit- 
nehmer im Bereich der Bundeswehr eine Fahrkostenrege- 
lung und eine Regelung des Verpflegungszuschusses treffen, 
die die bestehenden Ungleichheiten beseitigt und ähnliche 
Leistungen wie in der freien Wirtschaft gewährt? • 

4. Wird die Bundesregierung in einer verbesserten Fahr- 
kosten- und Verpflegungszuschußregelung die besondere 
Situation der Soldaten und Beamten in der Bundeswehr 
berücksichtigen? 
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